
Wahl in Ungarn: Peter Magyar,
der Orbán der EU?
Von Jona Everdeen, April 2026, zuerst Erscheinen bei Gruppe Arbeiter:innen
Macht, Lesezeit 12 Minuten

Was Umfragen schon länger vorhergesehen haben, ist tatsächlich geschehen,
Viktor Orbán und seine Partei Fidesz haben die Wahl in Ungarn gegen Péter
Magyars TISZA (Tisztelet és Szabadság Párt; Respekt- und Freiheitspartei)
verloren. Bei vielen sorgte das für Freudensprünge, in Ungarn aber auch in
ganz Europa. Die Spitzenkandidatin Der Linken Berlin, Elif Eralp, versuchte,
den  Sieg  Magyars  gar  für  ihren  Wahlkampf  zu  nutzen,  indem  sie  auf
Instagram verkündete: „Die Zukunft ist änderbar! Metropolen wie Berlin und
Budapest  müssen  Zentren  der  Zivilgesellschaft,  Vielfalt  und  Solidarität
werden“. Doch was bedeutet Magyars Wahlsieg eigentlich, wird Ungarn jetzt
zu einer linken oder fortschrittlichen Hochburg? Wohl kaum.

Die  Wahl  –  wie  konnte  Magyar
gewinnen?
Die historische Wahlbeteiligung von 80 Prozent zeigt, dass diese Wahl in
Ungarn  tatsächlich  als  eine  entscheidende  gesehen  wurde.  Und  das
Wahlergebnis, 52,1 Prozent für TISZA bei nur 39,5 Prozent für Fidesz, zeigt,
dass tatsächlich eine deutliche Mehrheit in Ungarn Veränderungen suchte.
Besonders bemerkenswert ist das auch darum, weil die Orbáns Partei seit
2010 alle Wahlen mit 45–54 % der Stimmen deutlich gewinnen konnte und
jetzt im Vergleich ein Drittel ihrer Stimmen verlor.

Gründe  dafür  sind  wohl  erstrangig  in  der  wirtschaftlichen  Situation  zu
suchen.  Nachdem  die  ungarische  Ökonomie  2010  noch  massiv  von  der
globalen Rezession getroffen worden war, wuchs sie von 2013–2020 stetig,
teilweise sehr stark (2018: + 5,61 %, 2019: + 5,09 %). Dies ist vor allem
darauf  zurückführen,  dass  Ungarn  sehr  günstige  Investitions-  und

https://onesolutionrevolution.de/wahl-in-ungarn-peter-magyar-der-orban-der-eu/
https://onesolutionrevolution.de/wahl-in-ungarn-peter-magyar-der-orban-der-eu/


Ausbeutungsbedingungen  für  westeuropäische  imperialistische  Konzerne
(besonders stark der deutschen Autoindustrie) bot. Dies ermöglichte daher
auch eine gewisse soziale Basis der Fidesz-Regimes, das sich darüber hinaus
ironischerweise auch aus den EU-Subventionen, die damals noch flossen,
nährte.

Doch die  Lage  änderte  sich  in  diesem Jahrzehnt,  zuerst  mit  dem tiefen
Einbruch infolge der Pandemie. Danach aber vor allem aufgrund der Krise in
Europa im Zuge des Ukrainekriegs. Faktisch folgt Ungarn dem deutschen
Konjunkturzyklus – allerdings mit dem Unterschied, dass das halbkoloniale
Land viel stärker von Stagnation und Niedergang betroffen wurde. So betrug
die Inflationsrate in Ungarn 2013 offiziell 14,62 %, 2014 gar 17,14 %.

Diese  führte  zu  eine  massiven  Ausweitung  der  Armut,  vor  allem  unter
Rentner:innen (39 %) und bei  der Landbevölkerung,  die  traditionell  eine
starke  Wähler:innenbasis  der  Fidesz  bildete.  Außerdem  sind  rassistisch
unterdrückte Roma mit 75 % besonders stark betroffen.

Ungarn gilt aktuell als eines der ärmsten Länder der EU, und dazu als das
korrupteste.  Und  während  in  Zeiten  relativen  Wirtschaftswachstums  die
Korruption der Orbán’schen Clique noch ignoriert werden konnte, wurde sie
nun von vielen als Problem erkannt. Das mag auch in ein einem gewissen
Zusammenhang  stehen  zur  Entwicklung  in  der  Region.  So  gab  es  im
südlichen Nachbarland Serbien 2024–25 eine riesige Bewegung gegen das
korrupte Regime des Präsidenten Vučić, sowie Ende 2025 Massenproteste in
Bulgarien, in denen auch Korruption eine Rolle spielte. Ungarn wies immer
offensichtlicher die klassischen Charakteristiken eines Staatsapparates auf,
den  die  herrschende  Partei  als  Selbstbedienungsladen  auf  Kosten  der
Gesellschaft  plünderte.  Während  sich  Orbáns  engster  Zirkel  maßlos
bereicherte,  sanken  die  Lebensbedingungen  der  Massen  und  die
Infrastruktur  des  Landes  verfiel  zusehends.  Diese  Mischung sorgte  dann
dafür, dass selbst im zuvor eingeschweißten Fidesz-Lager Risse aufkamen
und sich nach Alternativen umgesehen wurde.  Und Péter Magyar schien
dafür der geeignete Mann.



Wer ist Péter Magyar?
So war Magyar selbst bis 2024 Teil von Fidesz, trat dann jedoch im Zuge
eines  Skandals  aus  der  Partei  aus  und  inszenierte  sich  seitdem  als
Abtrünniger, der aber noch in der Tradition des „guten alten Fidesz“ gesehen
werden kann. Seine Agitation war entsprechend einfach „Fidesz ist unfähig
und korrupt geworden, wir brauchen einen Neuanfang“. Ein klarer Angriff
gegen Orbán, jedoch nicht direkt gegen dessen konservativ-nationalistische
Ideologie. So brach Magyar mit dieser keineswegs.

Magyar war jahrelang ein Parteigänger von Fidesz, trat aber relativ wenig
öffentlich in Erscheinung. An Fidesz kritisierte er, dass sie sich zu wenig um
die „normale“ Bevölkerung Ungarns kümmere und stattdessen zu sehr mit
internationaler  Politik  und  ideologischen  Fragen  beschäftigte.  Magyar
übernahm vor den Europawahlen 2024 faktisch die bis dahin unbedeutende
konservative Partei TISZA, weil für ihn und seine Gefolgsleute nicht genug
Zeit blieb, eine neue Organisation anzumelden und zu gründen.

Er gibt seine Partei besonders „unideologisch“, verspricht ein „funktionales
und humanes Ungarn“. „Nicht links, nicht rechts, nur Ungarn“ lautete ein
immer wiederkehrendes TISZA-Motto im Wahlkampf.

Das hinderte die Partei freilich nicht, sich im europäischen Parlament 2024
der EVP anzuschließen, also dem traditionellen rechten konservativen Lager.

Anders  als  die  bisherigen  ungarischen  Oppositionsparteien  oder  Blöcke
vermieden  es  Magyar  und  die  TISZA-Führung,  die  im  Wesentlichen  aus
seinen Gefolgsleuten  besteht,  sich  als  offen  prowestlich  zu  präsentieren.
Auch äußerte er sich gezielt nicht zum LGBTIA+-Thema, um konservative
Wähler:innen nicht zu verschrecken.

Stattdessen  setzte  er  auf  eine  Art  Neopopulismus  gegen  den  alten
Populismus  und  zu  guten  Teilen  auch  darauf,  dass  andere  Teile  der
Opposition, wie Linksliberale und Sozialdemokrat:innen, größtenteils bereit
waren,  jede/n  zu  unterstützen,  der/die  Aussichten  haben  könnte,  Orbán
endlich zu besiegen.



Hinsichtlich  Migration  und  Rassismus  setzte  TISZA  von  Beginn  an  auf
Kontinuität  der  Fidesz-Politik.  Sie  beharrt  weiter  auf  einer  extrem
repressiven  Einwanderungspolitik,  ja  teilweise  wurde  Orbán  sogar  dafür
kritisiert, dass er legale Arbeitsmigration zu sehr fördere.

Während Orbán im Wahlkampf auf rechte Unterstützung aus den USA oder
Deutschland, Vance und Weidel, setzte und sich offen mit Putin gegen die
Ukraine stellt, drehte Magyar den populistischen Spieß gewissermaßen um.
Er  beschuldigte  Orbán,  die  Verbindung  zu  den  „echten“  Ungar:innen
verloren  zu  haben,  diese  zugunsten  außenpolitischer  Eskapaden  und
unnützer Konflikte mit der EU, die Ungarn dringend benötigte Milliarden
Euro kosteten,  aufzugeben. Außerdem konnte er leicht darauf verweisen,
dass  sich  die  Fidesz-Oberen  maßlos  bereicherten,  alle  Institutionen  des
Landes wie Medien und Gerichte kontrollierten, während ihre Basis nicht
mehr wusste, wie sie ihre Lebenshaltungskosten bestreiten konnte.

TISZA hingegen würde sich auf Ungarn, auf die Nation konzentrieren, die
Wirtschaft mit marktwirtschaftlichen Reformen von Orbáns Misswirtschaft
„befreien“. Außerdem wurden auch einige Sozialmaßnahmen versprochen,
die aus den EU-Töpfen finanziert werden sollen, die in den letzten Jahren
eingefroren worden waren. Ob das reichen wird, um auch nur eine spürbare
Erleichterung zu bringen, mag getrost bezweifelt werden.

Schließlich sollte sich niemand über die klare ökonomische Ausrichtung an
den  Interessen  des  westlichen  Finanzkapitals  und  der  ungarischen
Privatwirtschaft  hinwegtäuschen.  Auch  wenn  vieles  bezüglich  der
zukünftigen Politik von TISZA unklar sein mag, so sind einige Punkte auch
klar (neben einer Fortsetzung rassistischer Migrationspolitik). Ein Festhalten
an den arbeiter:innenfeindlichen und antigewerkschaftlichen Gesetzen, die
unter  Fidesz  durchgesetzt  wurden.  Das  zeigen  auch  schon  wichtige
Personalentscheidungen.

István Kapitány, ehemals Top-Manager von Shell, gilt als der Experte der
Partei  für  wirtschaftliche  Entwicklung  und  Energie.  Anita  Orbán  (nicht
verwandt  mit  Viktor  Orbán)  war  einst  leitende  Beraterin  des  US-
amerikanischen  LNG-Exporteurs  Cheniere  und  Fidesz-Sonderbotschafterin



für  Energiesicherheit.  Jetzt  soll  sie  Außenministerin  werden.  Verkauft
werden solche Personalentscheidungen als Bruch mit der „Vetternwirtschaft“
unter Fidesz, die inkompetentene Politiker:innen bevorzugt hätte, während
TISZA „ideologiefrei“ auf „Expert:innen“ setzen würde.

Das Ende des Orbán’schen Regimes?
Orbán selber und seine Fidesz sind besiegt, zumindest einmal fürs Erste. Ob
Orbán selber versuchen wird,  ein Comeback zu starten, oder abtritt  und
versucht, eine/n Nachfolger:in mit aufzubauen, das wird sich die nächsten
Jahre zeigen. Und genauso wird sich auch zeigen, inwiefern das von ihm
initiierte System nun tatsächlich abgebaut wird. So hat Orbán mit seiner
Zweidrittelmehrheit die letzten 16 Jahre immer weiter versucht, das Land so
umzuformen,  dass die  Macht seiner Partei  zementiert  wird,  de facto ein
bonapartistisches System, gestützt auf eine rechtspopulistische Ideologie, zu
etablieren.  Insbesondere  die  Macht  der  Justiz  sowie  die  Medienvielfalt
bemühte er sich einzuschränken. Dazu gelang es ihm, dafür zu sorgen, dass
fast  alle  großen  Medien  in  die  Hände  seiner  Unterstützer:innen  kamen.
Lange konnte er damit erfolgreich die Opposition klein halten.

Doch wie oben beschrieben, endete das nun. Die Unzufriedenheit war zu
groß, als dass die konservativ-nationalistische Ideologie noch ziehen konnte.
Durch  Fokus  auf  seinen  Social-Media-Auftritt  konnte  Péter  Magyar  die
Medienkontrolle von Fidesz kontern. Theoretisch hat TISZA nun die nötige
Zweidrittelmehrheit in der Hand, um Orbáns autokratischen Staatsumbau
abzuwickeln.

Und gewisse Maßnahmen werden wohl auch passieren. Erstens, weil  das
eine Vorbedingung für EU-Gelder ist, die Magyar dringend braucht, um seine
Versprechen zumindest zum Teil umzusetzen. Hinzu kommt, dass TISZA auch
ein Eigeninteresse hat, alle Maßnahmen zurückzunehmen, die Fidesz-Leute
im Amt halten und ihnen erlauben, gegen die neue Regierung zu agieren.

Allerdings  zeigt  das  Beispiel  der  US-Demokrat:innen,  dass  eine  etwas
liberalere  bürgerliche  Regierung  nicht  zwingend  die  vorherigen  Angriffe
einer  reaktionären  zurücknehmen  muss,  zumal  wenn  sich  einige  der



autoritären Veränderungen auch zugunsten von TISZA nutzen lassen. Der
Kampf um demokratische Freiheiten wird in den Händen der ungarischen
Massen liegen und niemand sollte sich dabei auf Magyar verlassen – schon
gar  nicht  die  rassistisch  Unterdrückten  (Migrant:innen,  Roma,  andere
nationale Minderheiten), Frauen, die LBGTIA+-Community, oder wenn es um
die Rechte der Lohnarbeiter:innen geht.

Auch wird Péter Magyar sicher nicht die ungarische Bourgeoisie, die die
letzten  16  Jahre  mehrheitlich  Orbán  unterstützte,  vor  den  Kopf  stoßen.
Vermutlich wird er im Gegenteil versucht sein, die liberale proeuropäische
Bourgeoisie,  auf  die  er  sich  stützte,  und  die  konservative  EU-kritische
Bourgeoisie, die fest hinter Fidesz stand, miteinander zu versöhnen. Ob ihm
das gelingt, ist fraglich, aber dass er den Orbánklüngel gänzlich entmachtet,
ist von Magyar nicht zu erwarten.

Vor  allem  aber  ist  es  nicht  besonders  realistisch,  dass  es  der  neuen
Regierung  gelingt,  das  Ruder  in  der  Wirtschaft  herumzureißen,  da  die
Ursachen in erster Linie in der Krise der EU und des Kapitalismus zu suchen
sind. Aber Péter Magyar wird das Schicksal Ungarns wesentlich stärker an
die  EU  binden.  Das  könnte  langfristig  auch  eine  Neuaufstellung  und
Wiederwahl  von  Fidesz  ermöglichen.

Ein Sieg für die EU
Die Hauptgewinner:innen der Wahl in Ungarn sind sicherlich die EU und die
westeuropäischen  Imperialist:innen,  angeführt  von  Deutschland  und
Frankreich. Mit der Abwahl Orbáns fällt die Regierung, die den zentralen
Mächten des Projekts EU der größte Dorn im Auge war, und wird ersetzt
durch eine Regierung, die für eine stärkere Anbindung an die EU steht.

Einerseits verliert damit Russland seinen klarsten Verbündeten innerhalb der
EU.  So  blockierte  Ungarn  in  jüngerer  Zeit  erst  neue  Sanktionen  gegen
Russland und Hilfen für die Ukraine. Wie weit der Kurswechsel geht, ist
jedoch unklar. 2024 stimmte auch TISZA im EU-Parlament gemeinsam mit
Fidesz gegen Waffenlieferungen an die Ukraine. Grundsätzlich wird Magyar
die Ukrainefrage nutzen, um zu manövrieren und die EU-Politik unterstützen,



sofern der Preis dafür stimmt.

Eine  deutlichere  Niederlage  markiert  die  Wahl  in  Ungarn  für  den  US-
Imperialismus. Wie wichtig ein Machterhalt Orbáns dem trumpistischen US-
Imperialismus war, zeigt, dass Trumps Vize J. D. Vance eigens nach Ungarn
reiste, um Orbán beim Wahlkampf zu unterstützen, ohne Erfolg. In ihrem
jüngsten  Strategiepapier  bezeichnete  die  Regierung  Trump  explizit  eine
Zersplitterung der EU als angestrebtes Ziel. Ein zentrales Element dessen
war es, auf EU-kritische rechtspopulistische Kräfte in Osteuropa zu setzen.
Und die  zentralste  dieser  Kräfte  war  Orbáns Fidesz.  Gleichzeitig  zu  der
Distanzierung vieler westeuropäischer EU-Länder im Zuge des Irankriegs,
ganz  deutlich  in  Form  von  Spanien,  aber  auch  weniger  stark  durch
Frankreich, Britannien und sogar Italien, verliert die USA nun auch hier an
Boden auf dem europäischen Kontinent.

Die  imperialistischen  Großmächte  der  EU,  Deutschland  und  Frankreich,
konnten  in  den  letzten  Jahren  insgesamt  ihren  „Hinterhof“,  Osteuropa,
verteidigen bzw. nun sogar festigen. Nach dem Wahlsieg Donald Tusks 2023
in Polen konnte die EU auch die Machtübernahme rechtspopulistischer EU-
kritischer Kräfte in Rumänien und Bulgarien verhindern. Ein Zerbrechen der
EU wird  so  für  die  nächste  Zukunft  unwahrscheinlicher,  auch wenn die
strukturellen Probleme der EU eine verbündete Regierung in Budapest nicht
lösen wird, selbst wenn sie sowohl den Einfluss der USA als auch Russlands
zurückwirft.

Und  auch  für  Ungarn  selber  wird  die  Annäherung  an  die  EU  keine
erstrangigen Veränderungen bringen. Zwar steht in Aussicht, dass das Land
in Zukunft im größeren Maße EU-Gelder erhalten könnte, die aufgrund von
Orbáns Justizreformen in den letzten Jahren zurückgehalten wurden, jedoch
sind größere Investitionen aus den imperialistischen EU-Ländern weniger
aus politischem Willen ausgeblieben denn aus wirtschaftlicher Krise. Und an
der ändert eine neue Regierung in Budapest nichts. Entsprechend können
auch die ungarischen Arbeiter:innen nicht erwarten, dass sich unter Magyar
und TISZA ihre Lebensbedingungen signifikant verbessern im Vergleich zu
Orbán  und  Fidesz.  Und  auch  ob  die  Situation  für  sozial  Unterdrückte,
insbesondere die LGBTIA+-Community, besser wird, oder sie dem Buhlen um



Unterstützung  durch  konservative  Schichten  geopfert  werden,  bleibt
abzuwarten.

Was braucht es eigentlich?
Die  Wahl  brachte  auch  d ie  t ie fe  Kr i se  der  L inken  und  der
Arbeiter:innenklasse in Ungarn zum Ausdruck. Eine nennenswerte Kraft der
Arbeiter:innen  gab  es  nicht.  Die  wenigen,  selbst  schon  marginalisierten
Kräfte, ordneten sich Magyar zumeist unter mit dem „höheren Ziel“, Orbán
zu besiegen. Die sozialliberale DK (Demokratikus Koalíció; Demokratische
Koalition), eine offen bürgerliche Partei, die sich 2011 unter Führung des
ehemaligen  Ministerpräsidenten  Ferenc  Gyurcsány  von  der  Ungarischen
Sozialistischen Partei (MSZP) abspaltete, trat zwar bei der Wahl an, erhielt
aber gerade einmal 1,2 Prozent der Stimmen. Für uns jedoch ist klar, dass
eine Wahl  zwischen Fidesz und TISZA nie mehr als  eine Wahl  zwischen
zwischen  bürgerlich-populistischen  Übeln  gewesen  ist  und  wir  ganz
grundsätzlich  keines  der  beiden  Übel  wählen  konnten!

Daher rufen wir dazu auf,  dass sich die Kräfte der Lohnabhängigen, der
Jugend, der Unterdrückten in Ungarn um den Aufbau einer Kampfpartei der
Arbeiter:innenklasse  bemühen.  Die  Gewerkschaften  und  sozialen
Bewegungen,  die  bei  dieser  Wahl  Magyar  unterstützten,  müssen wir  für
einen Bruch mit TISZA agitieren. Diese müssen ein Programm vertreten,
dass gegen die proimperialistische Politik beider Lager sowie generell Politik
im Interesse internationaler wie nationaler Bourgeoisien kämpft, und für ein
Ungarn, in dem nicht ein prorussischer Bonapart oder ein proeuropäischer
Liberaler regiert, sondern Räte der Arbeiter:innen.

Wie überall in Osteuropa ist nach dem Zusammenbruch der degenerierten
Arbeiter:innenstaaten vor inzwischen 35 Jahren auch in Ungarn die Linke
noch immer sehr schwach, selbst im Verhältnis zum ebenfalls nicht gerade
rosigen Westeuropa. Jedoch ist dies ein Zustand, der geändert werden muss
und auch geändert werden kann, wenn Revolutionär:innen in Ungarn ein
konsequentes revolutionäres Programm an Arbeiter:innen und Jugendliche
herantragen, in die Kämpfe von Gewerkschaften wie sozialen Bewegungen



intervenieren und aufzeigen, was es zum Siegen braucht. Und das ist nicht
die Wahl eines proeuropäischen Populisten, was Frau Eralp von Der Linken
eigentlich auch klar sein sollte.

Wehrpflicht  in  Kroatien  und
Aufrüstung auf dem Balkan – für
eine  europaweite  Bewegung
gegen Militarismus!
Yorick F., März 2026, 5 Minuten Lesezeit

Seit Januar 2026 herrscht in Kroatien wieder die Wehrpflicht. Vergangene
Woche wurden die ersten 800 Rekrut:innen eingezogen und in Kasernen
gesteckt,  um die  nun  verpflichtende  Grundausbildung  von  mindestens  2
Monaten  zu  absolvieren,  also  um zu  lernen,  wie  sie  im  Interesse  ihrer
herrschenden Klasse ihre Klassengeschwister erschießen sollen, von denen
sie nur die Staatsbürgerschaft eines anderen Staates trennt. Der Wehrdienst
ist zunächst „nur“ für Männer zwischen 18 und 29 verpflichtend und für
Frauen freiwillig.

Diese  Einführung  der  Wehrpflicht  geht  einher  mit  einer  allgemeinen
Aufrüstung  in  Kroatien  in  enger  Partnerschaft  mit  dem  deutschen
Imperialismus. So kaufte zuletzt der kroatische Präsident Zoran Milanović
über 40 Leopard-Panzer in Berlin für die Streitkräfte.

Der  Verteidigungsminister  Ivan  Anušić  von  der  nationalkonservativen
Regierungspartei  HDZ  (Hrvatska  demokratska  zajednica  –  Kroatische
Demokratische Gemeinschaft) begründete dies v. a. mit einem Verweis auf
den Krieg in der Ukraine und die damit „veränderte Bedrohungslage“.
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Blockbildung  und  Militarisierung  auf
dem Balkan
Neben dem Ukrainekrieg werden auch Spannungen mit den Nachbarn auf
dem Balkan als Teil dieser veränderten Bedrohungslage genannt. Die Völker
und  die  Länder  des  Balkans  wurden  schon  seit  Jahrhunderten  von  den
Großmächten  gegeneinander  ausgespielt.  Heute  geschieht  dies  sowohl
innerhalb und durch die EU und durch einzelne dominierende EU-Staaten als
auch durch andere Großmächte wie die USA, die Russische Föderation oder
China.

Durch eine sehr ähnliche Stellung innerhalb bzw.  zu der  EU stehen die
Balkanländer in einer stetigen Konkurrenz miteinander.  Sie alle befinden
sich  in  einer  halbkolonialen  abhängigen  Stellung  zu  imperialistischen
Staaten.  Deutschland,  Italien  oder  Österreich  dienen  sie  v.  a.  als
Produktionsländer mit niedrigem Lohn und als Lieferanten von billigen, oft
halblegalen Arbeitskräften, andere als Absatzmärkte oder Militärbasen.

Kroatien und Serbien nehmen dabei  eine gesonderte  Stellung ein,  beide
haben  selbst  auch  einen  Führungsanspruch,  der  sich  nach  dem  Zerfall
Jugoslawiens in  den Jugoslawienkriegen ausdrückte.  Auch heute sind die
Beziehungen  zwischen  beiden  Staaten  rassistisch  und  nationalistisch
aufgeladen.  Dies  wird  von  den  imperialistischen  Staaten  ausgenutzt  und
gefördert.

So  wurde  Kroatien  mit  Slowenien  als  einer  der  ersten  Staaten  aus  Ex-
Jugoslawien  vom  Westen  anerkannt  und  war  der  erste  Staat,  in  den
westliches, vor allem deutsches, Kapital floss, während Serbien historisch an
Russland orientiert ist und enge Beziehungen zu ihm pflegt, auch wenn diese
im Zuge des Ukrainekrieges immer mehr auf dem Prüfstand stehen.

Kroatien  dagegen  ist  schnell  in  die  EU aufgenommen worden,  während
Serbien  mit  den  anderen  Ländern  des  Westbalkans  seit  vielen  Jahren
hingehalten wird.

Derzeit gibt es allerdings einen Konflikt mit der Slowakei und Ungarn um die



Insel Krk. Diese gehört zu Kroatien und über sie führt die sog. Adria-Pipeline,
durch welche u. a. russisches Gas und Öl nach Osteuropa fließen, welches
Kroatien aktuell nicht durchlässt. Diese Pipeline läuft auch nach Serbien, was
den  größten  serbischen  Energiekonzern,  welcher  sich  mehrheitlich  in
russischer Hand befindet und aktuell  von diversen westlichen Sanktionen
betroffen ist, auch entscheidend betrifft.

Zudem pflegt Kroatien ein Militärbündnis mit  Albanien und dem Kosovo,
dessen Loslösung von Serbien von diesem nicht anerkannt wird. Kosovo wird
zwar einerseits von den USA und der EU militärisch und politisch kontrolliert
(wie  Bosnien-Herzegowina),  was  wir  als  Sozialist:innen  verurteilen,
allerdings  war  die  Trennung  der  Kosovar:innen  von  Serbien  vollauf
berechtigt aufgrund der rassistischen und nationalistischen Unterdrückung
von Albaner:innen innerhalb Serbiens.

Im  Zuge  der  globalen  Krise  und  sich  immer  weiter  polarisierender
Blockbildung spitzt sich auch der Konflikt zwischen Serbien und Kroatien
aktuell weiter zu. So propagierte Serbiens Präsident Vučić öffentlich, dass es
notwendig sei, aufzurüsten, und dass ein kroatischer Angriff bevorstehe und
dieser nur eine Frage der Zeit sei. Laut Vučić spekuliere Kroatien auf einen
eskalierenden Konflikt  zwischen der NATO und Russland und nannte die
Wiedereinführung der  dortigen Wehrpflicht  als  konkrete Bedrohungslage,
gegen die es aufzurüsten gälte. Diesen Worten lässt Vučić dabei durchaus
Taten  folgen:  So  bestätigte  Vučić  am 12.03.2026,  dass  Serbien  mehrere
chinesische Hyperschallraketen erworben hätte,  wofür  es  von China laut
Vučić auch einen Preisnachlass gegeben habe.

Pushbacks und Aufrüstung der Festung
Europa
Die  Wiedereinführung  der  Wehrpflicht  ist  auch  an  einer  allgemeinen
Aufrüstung  der  EU  zu  sehen,  sowohl  im  Kontext  der  imperialistischen
Blockbildung und der Vorbereitung auf einen interimperialistischen Krieg als
auch als Konjunkturprogramm für die in der Krise steckenden EU-Staaten.
Ein integraler Teil hiervon ist der Rechtsruck innerhalb der EU.



In  Kroatien  findet  dieser  unter  anderem  seinen  Ausdruck  durch  die
Popularität  des  Sängers  Marko  Perković,  welcher  sich  positiv  auf  die
Ustascha,  die  kroatische  faschistische  Bewegung  während  des  Zweiten
Weltkriegs,  bezieht.  Die  Staatsregierung  unterstützte  dessen  Auftritt  in
Zagreb gegen den Willen des dortigen Bürgermeisters.

Ein zentraler Ausdruck dieses europaweiten Rechtsrucks ist der erstarkende
Rassismus  innerhalb  der  EU  und  das  Hochfahren  ihres  Abschiebe-  und
Abschottungsregimes. Kroatien spielt dabei als EU-Grenzland eine zentrale
Rolle. An der Grenze zwischen Kroatien und Bosnien-Herzegowina, welche
eine  der  längsten  EU-Außengrenzen  ist,  finden  regelmäßige,  nach
internationalem  Recht  illegale,  brutale  Pushbacks  durch  die  kroatische
Polizei statt. Die Aufrüstung Kroatiens dürfte damit auch ein wichtiger Teil
der Aufrüstung der EU-Außengrenzen zur rassistischen Abschottung sein.

Für eine europaweite Bewegung gegen
Militarismus!
Gegen die Aufrüstung auf dem Balkan sowie in ganz Europa helfen keine
Bewegungen, welche jeweils (wenn überhaupt) nur den Militarismus eines
Staates, womöglich noch eines anderen und nicht des „eigenen“ angreifen.
Rein  praktisch  stellt  sich  diese  Frage  v.  a.  auch  für  die  vielen  jungen
Menschen,  die  mehrere  Staatsbürgerschaften  haben.  Es  braucht  eine
europaweite koordinierte Bewegung der Arbeiter:innenklasse und der Jugend
gegen die europäische Aufrüstung,  Kriegspropaganda und die Abschiebe-
und  Abschottungspolitik.  Die  Bewegungen  gegen  die  Wehrpflicht  in
Deutschland und Österreich sind dabei gute Ausgangspunkte. Sie werden
jedoch  auch  nicht  konsequent  gegen  die  „eigene“  Wehrpflicht  kämpfen
können,  wenn  sie  dies  nicht  mit  einem  Kampf  gegen  den  Militarismus
europaweit  verbinden.  Schließlich  hängen  auch  die  europäische
Kriegsindustrie  und  ihre  Militarisierung  untrennbar  über  Ländergrenzen
hinweg  miteinander  zusammen.  Um  so  eine  internationale  Bewegung
aufzubauen,  braucht  es  v.  a.  eine  europaweite  strategische  Debatte  zur
Schaffung und Koordination einer solchen Bewegung.



Das Ziel darf dabei nicht nur der Kampf gegen den Militarismus, sondern
muss  der  gegen  das  Europa  des  Kapitals  und  für  die  Vereinigten
Sozialistischen  Staaten  von  Europa  sein.

Antislawischer  Rassismus:
Geschichte und Perspektiven
Von Sani Meier

In  aktuellen  Debatten  um  Rassismus  wird  dieser  häufig  als  Phänomen
beschreiben, welches People of Color abwertet, unterdrückt und ausbeutet.
Dass diese Definition in vielen Fällen zwar zutrifft, aber dennoch, vor allem
in Europa, nicht ausreicht, soll dieser Artikel herleiten. Es geht im Folgenden
um  die  Geschichte  und  die  Merkmale  des  Antislawischen  Rassismus  in
Deutschland, welcher bis heute nicht aufgearbeitet oder anerkannt wird und
im Zuge des Krieges um die Ukraine erneuten Aufschwung erfährt.

Um wen geht es eigentlich?

In  Europa  bilden  die  sogenannten  „slawischen  Völker“  die  zahlenmäßig
größte Gruppe von Ethnien. Dazu zählen die ostslawischen Staaten Russland,
die Ukraine und Belarus, die westslawischen Staaten Polen, Tschechien und
die Slowakei und die südslawischen Staaten Bulgarien, Slowenien, Kroatien,
Serbien,  Bosnien  und  Herzegowina,  Nordmazedonien  und  Montenegro.
Zusätzlich leben bis heute große slawische Minderheiten in den ehemals zur
Sowjetunion gehörigen Staaten Litauen, Lettland, Estland, Kasachstan und
Moldau. In Deutschland machen Menschen aus Osteuropa die Hälfte aller
Menschen mit Migrationshintergrund aus. Ihre rassistische Unterdrückung
wird als antiosteuropäischer / antislawischer Rassismus oder Antislawismus
bezeichnet  und  äußert  sich  durch  abwertende  Zuschreibungen  zum
geografischen Raum Osteuropas und seinen (ehemaligen) Bewohner_Innen.

https://onesolutionrevolution.de/antislawischer-rassismus-geschichte-und-perspektiven/
https://onesolutionrevolution.de/antislawischer-rassismus-geschichte-und-perspektiven/


Damit  einhergehend  kommen  unter  anderem  eine  wirtschaftliche
Benachteiligung,  verstärkte  Ausbeutung,  Vertreibung,  Ausgrenzung  und
andere  Gewalterfahrungen.

Geschichte des antislawischen Rassismus:

Die Zeugnisse für die Existenz von antislawischem Rassismus in Deutschland
reichen zurück bis ins Mittelalter. Da Slawen zu dieser Zeit in den Gebieten
des  heutigen  deutschen  Ostens  lebten,  wurden  sie  immer  wieder  Opfer
germanischer  Raubzüge und Kriege.  Die  Versklavung,  Unterwerfung und
Vertreibung der slawischen Stämme stellte eine Haupteinnahmequelle für
die  Ritter  dar  und  ist  auch  heute  noch  in  der  Ähnlichkeit  der  Worte
(Slawe/Sklave) sichtbar.

Im  Deutschen  Kaiserreich  wird  diese  Tradition  durch  die  kolonialen
Interessen Deutschlands in Osteuropa wiederbelebt und der Erste Weltkrieg
soll den uneingeschränkten Zugriff auf slawische Arbeitskräfte sichern. Da
solch  brutale  und  menschenverachtende  Pläne  immer  nach  einer
vermeintlichen  Legitimierung  fordern,  blühen  die  rassistischen,  pseudo-
wissenschaftlichen  Diskurse  im  19.  Jahrhundert  besonders  auf  und
konstruieren die Slawen als eigene „Rasse“, die gegenüber den Deutschen
abgewertet wird. Besonders eindrücklich wird dies durch die Etablierung des
Begriffs des „slawischen Untermenschen“. Dass diese Form des Rassismus
auch  oft  Hand  in  Hand  mit  anderen  Unterdrückungsformen  wie  dem
Antisemitismus und dem Antiziganismus (Diskriminierung von Sinti*ze und
Rom*nja)  geht,  zeigt  sich  an  stigmatisierenden  Begriffen  wie  dem  des
„Ostjuden“.

Obwohl der Erste Weltkrieg für Deutschland scheitert, lebt der Traum vom
„Deutschen  Osten“  im  Nationalsozialismus  weiter  und  erreicht  im
Vernichtungskrieg  seinen  negativen  Höhepunkt.  Ideologisch  wird  der
slawischen  Bevölkerung  durch  das  NS-Regime  die  Rolle  minderwertiger
Sklaven zugewiesen und deren Genozid zur Bedingung einer erfolgreichen
Expansionspolitik  erklärt.  Die  ohnehin  als  „Untermenschen“  betrachteten
Menschen  seien  der  nationalsozialistischen  Ideologie  gemäß  durch  den
Bolschewismus  zu  „zurückgebliebenen  Tieren“  mutiert.  Der  faschistische



Vernichtungskrieg wurde in  kolonialer  Manier  zur  „Zivilisierungsmission“
verklärt.  Die  Blockade  Leningrads,  bei  welcher  über  eine  Millionen
Menschen erfroren und verhungerten, weil die Deutschen sie für „unnötige
Esser“  hielten,  stellt  nur  eine  von  vielen  Gräueltaten  gegenüber  der
slawischen Bevölkerung dar. Auch in der Ukraine vernichteten die deutschen
Besatzer ganze Dörfer. Nachdem die Rote Armee die Faschist_innen jedoch
erfolgreich  zurückschlug  und  zurück  nach  Westen  drängte,  wurde  das
Stereotyp der „feigen Halbtiere“ durch die „asiatischen wilden Horden“, die
über das arme Deutschland herfallen, ausgetauscht.

Mit  dem  Ende  des  zweiten  Weltkriegs  wird  der  Rassismus  gegenüber
Osteuropäer_Innen weder aufgearbeitet und entschädigt, noch bekämpft und
bekommt  in  Zeiten  des  Kalten  Krieges  im  Antikommunismus  ein  neues
Gewand.  Zuwander_Innen  aus  dem  Osten  Europas  werden  massiv
abgewertet  und das Stereotyp der  „wilden und invasiven Horden“ bleibt
bestehen:  Immer  noch  begegnen  uns  die  Vorurteile  von  angeblich
„klauenden  Polen“,  „saufenden  Russen“  oder  „arbeitsscheuen  Bulgaren“.
Diese Formen der rassistischen Abwertung legitimierten Gesetze,  die die
Einreise  nach  Deutschland  massiv  erschwerten,  sowie  berufliche
Dequalifizierungen,  durch  welche  Osteuropäer_Innen  in  der  deutschen
Arbeitshierarchie weit nach unten gedrängt wurden. Bis heute sind sie am
stärksten  in  Branchen  wie  der  Lagerlogistik,  der  Fleischindustrie,  der
Landwirtschaft  und  als  Reinigungs-  oder  Pflegekräfte  tätig,  welche  am
rücksichtslosesten  von  deutschen  Kapitalist_Innen  ausgebeutet  werden.
Hinzu kommen Diskriminierung und Ausgrenzung aufgrund von Sprache,
Akzent  oder  kulturellen  Traditionen,  welche  vor  allem russischsprachige
Menschen seit Beginn des Ukrainekrieges verstärkt zu spüren bekommen.
Obwohl der russische Angriffskrieg klar zu verurteilen ist, werden nun alle
Menschen, die man (oft fälschlicherweise) für Russ_Innen hält, für diesen
verantwortlich gemacht. Russische Restaurants und Geschäfte werden mit
Drohungen  überhäuft  und  mitunter  auch  angegriffen.  Menschen,  die
Russisch sprechen werden beleidigt. Schüler_Innen berichteten uns davon, in
der Schule mit Fragen wie „Und wie sehen deine Eltern das eigentlich?“
konfrontiert  zu  sein  und  sind  einem  konstanten  Rechtfertigungsdruck
ausgesetzt.  Damit  wird  auch  implizit  die  Erwartung  ausgedrückt,  alle



Russ_Innen  wären  zwangsläufig  Unterstützer_Innen  Putins,  was  die
Einbeziehung  dieser  Menschen  in  den  Widerstand  gegen  den  Krieg
verhindert und Schüler_Innen in ihrem Alltag unnötig unter Druck setzt und
zu sozialer Ausgrenzung führen kann.

Also doch Rassismus gegen Weiße?

Aber Moment mal:  Das heißt  also,  es  gibt  doch Rassismus gegen weiße
Menschen? Die Aussage, dass es diesen nicht geben könne, wird meistens
dann  getroffen,  wenn  Phänomene,  die  eindeutig  keine  strukturelle
rassistische  Unterdrückung  darstellen,  als  solche  betitelt  werden.  Zum
Beispiel, wenn Linke sich gegen das Zelebrieren von Nationalstolz während
der Fußball-WM aussprechen oder wenn in den USA im Zuge der „Black
Lives Matter“-Bewegung gefordert wird, dass weiße Menschen sich in dieser
zurücknehmen  sollen,  um  Betroffenen  Raum  für  den  Ausdruck  ihrer
Erfahrungen  zu  geben.  In  diesen  Fällen  liegt  natürlich  eindeutig  kein
Rassismus  gegen  Deutsche  oder  weiße  US-Amerikaner_Innen  vor-  aber
dennoch ist die Analyse von Rassismus, als einer Unterdrückungsform, die
zwangsläufig und primär aufgrund einer dunkleren Hautfarbe oder anderen
äußerlichen Merkmalen ausgeübt wird, ungenügend.

Rassismus ist ein soziales Phänomen, welches von der besitzenden Klasse
eingesetzt wird, um bestimmte Arbeiter_Innen möglichst effizient ausbeuten
zu können- dies kann über biologische Merkmale legitimiert werden, muss es
aber nicht zwangsläufig. In Bezug auf Osteuropäer_Innen wird dies vor allem
durch die Zuschreibung eines niedrigeren sozialen Status gemacht und nicht
durch die Hautfarbe. Dabei ist wichtig zu verstehen, dass der Kapitalismus
auf  dem Streben nach maximalem Profit  und internationaler  Konkurrenz
beruht:  Kapitalist_Innen  sind  also  darauf  angewiesen,  möglichst
kostengünstig  zu  produzieren,  um  ihre  Gewinne  zu  steigern.  Ein  sehr
effizienter Weg ist dabei die Einsparung von Lohnkosten, welche sich am
besten  rechtfertigen  lässt,  indem  die  Arbeitskraft  bestimmter  Menschen
dequalifiziert  wird.  Dass  diese  Ungleichbehandlung  als  „natürlich“
angesehen  werden  kann,  wird  durch  die  Einteilung  der  Welt  in
Nationalstaaten  und  die  Konkurrenz  zwischen  diesen  erleichtert.
Hierarchisierung und Ausbeutung erscheint in diesem Zuge als notwendig



und legitim und verhindert zusätzlich eine effektive Solidarisierung innerhalb
der weltweiten Arbeiter_Innenklasse gegen die Kapitalist_Innen. Letztendlich
kann Rassismus prinzipiell jede Gruppe treffen, die im Kapitalismus zu einer
anderen  Gruppe  in  ökonomischer  Konkurrenz  steht.  Wie  flexibel  und
wandelbar die Darstellung bestimmter Nationen in den deutschen Medien ist,
zeigt sich momentan am Beispiel der Ukraine: Während Ukrainer_Innen über
Jahrzehnte  hinweg  den  Stereotyp  der  billigen  Reinigungskraft,
Feldarbeiter_In,  Bauarbeiter_In  oder  Sexarbeiter_In  verkörpern  mussten,
s i n d  s i e  n u n  i n n e r h a l b  w e n i g e r  W o c h e n  z u  h e r o i s c h e n
Freiheitskämpfer_Innen der Demokratie im Osten Europas geworden. Dass
dieser Wandel  zeitgleich mit  einem gesteigerten Interesse des deutschen
Imperialismus an der ukrainischen Wirtschaft und deren geopolitischer Lage
von statten geht, ist kein Zufall, sondern Taktik.

Als  Revolutionär_Innen  ist  es  unsere  Aufgabe,  die  Rolle  des  Rassismus
innerhalb des Kapitalismus aufzuzeigen und zu benennen: Er ist eines der
Werkzeuge, welches die Kapitalist_Innen einsetzen, um möglichst effizient
auszubeuten und eine gemeinsame Organisierung der Arbeiter_Innen und
der Jugend zu verhindern. Doch davon dürfen wir uns nicht blenden lassen:
Die Aufteilung der Welt in Nationalstaaten und die ihnen zugeschriebenen
Attribute sind weder natürlich, noch notwendig und unsere Solidarität muss
sich in all unseren Kämpfen über sie hinwegsetzen. Sei es im Widerstand
gegen  die  rassistische  und  mörderische  Politik  an  den  europäischen
Außengrenzen oder im Kampf gegen den Krieg in der Ukraine und überall
sonst auf der Welt. Auch die russische Arbeiter_Innenklasse muss sich dazu
gegen ihre nationalistische Führung erheben und in die weltweiten Kämpfe
dagegen einbezogen werden!

Weder  Pu t in ,  noch  NATO!  Für  e ine  in te rna t i ona le
Antikriegsbewegung der Arbeiter_Innen und Jugend!
Sofortiger  Abzug  der  russischen  Armee!  Solidarität  mit  der
ukrainischen  Bevölkerung,  Anerkennung  ihres  Rechts  auf
Selbstverteidigung  gegen  die  Invasion!
Solidarität mit der Antikriegsbewegung und der Arbeiter_innenklasse
in Russland; Verbreitung der Aktionen gegen den Krieg; Freilassung



aller Festgenommen!
Kein  Mensch  ist  illegal!  Staatsbürger_Innenrechte  &  Zugang  zu
Sozialleistungen für alle!
Gleicher  Lohn  für  gleiche  Arbeit!  Gegen  die  Überausbeutung
migrantisierter  Arbeiter_Innen  und  für  die  Integrierung  dieser  in
Gewerkschaften und Streiks!
Für  d ie  lücken lose  Aufk lärung  der  Verbrechen  des
Nationalsozialismus an Osteuropäer_Innen, Sinti*ze und Rom*nja!


